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WENN MAN SICH ALS TOURIST in einigermaßen friedlichen Zeiten von der iraki­
schen Hauptstadt Bagdad aus mit dem Auto auf der Landstraße nach Süden 
auf den Weg macht, um z.B. die Ausgrabungsstätten des antiken Babylon zu 

besuchen, wird man von oft aberwitzig schnell fahrenden Limousinen älteren Baujahrs 
überholt, die auf ihren Dächern eine seltsame Fracht transportieren. Es handelt sich um 
einfache Holzsärge, die manchmal in grüne Tücher eingehüllt und mit rauhen Stricken 
auf dem Fahrzeug befestigt sind. Ziel dieser Fahrten sind die heiligsten Städte des schii­
tischen Islams: Kerbela und Najaf. Hier sind die bedeutendsten schiitischen Heiligen 
bestattet, in Najaf der Schwiegersohn und Cousin des Propheten Muhammad, Ali ibn 
Abi Talib und in Kerbela einer von dessen Söhnen, Hussein. Ali war 661 durch die Hand 
eines Attentäters, der einer heterodoxen muslimischen Gruppe angehörte, getötet wor­
den. Hussein starb in der «Schlacht von Kerbela» im Jahre 680. 
In den beiden Pilgerstädten werden die Särge dann zu den jeweiligen Hauptmoscheen 
gebracht, in denen Ali bzw. Hussein bestattet sind. Verwandte oder Freunde tragen sie 
in ihnen siebenmal um die Gräber der Heiligen. Danach werden sie auf die weitläufigen 
Friedhofsanlagen der beiden Städte gebracht, wo die Toten dann, nur in ein Leichentuch 
gehüllt, nach der Rezitation der Sure al-Fatiha, der ersten Sure des Korans, der Erde 
übergeben werden. Nach der Auffüllung der Gräber mit Erde werden später mehr oder 
weniger aufwendige Grabbauten vom einfachen Grabstein mit den Lebensdaten der Be­
statteten bis hin zu großen Grabbauten errichtet, je nach den finanziellen Möglichkeiten 
der Hinterbliebenen und dem gesellschaftlichen Anspruch der Familien. 

Die Friedhöfe von Najaf 
Diese für den fremden Beobachter etwas ungewöhnliche Beerdigungspraxis hat fol­
genden religiösen Hintergrund: Ali wird von den Schiiten als der wahre und legitime 
Nachfolger des Propheten Muhammad angesehen, dem die Position des Khalifen als Be­
herrscher der Gläubigen durch Intrigen und Betrug streitig gemacht worden war. Seine 
Partei, die sich als Schiat Ali (Partei Alis) bezeichnete, mußte bis 656 warten, ehe er an 
die Macht kam. Sein Tod wird von den Schiiten bis heute als Martyrium aufgefaßt. Als 
einer der großen Heiligen der Schia genießt er eine außergewöhnliche Verehrung. Über 
seinem Grab in Najaf ist eine große Moschee errichtet worden, die mit ihrer vergolde­
ten Kuppel weithin sichtbar ist. Das Bauwerk selbst, dessen Betreten Nicht-Muslimen 
verboten ist, ist ebenfalls reich an kostbarem Baumaterial wie Marmor, Alabaster und 
sogar Halbedelsteinen. Auch das Innere der Moschee ist prächtig ausgestattet. Das Grab 
seines Sohnes, Hussein, ist in Kerbela von einer ähnlichen, ebenso prächtigen Moschee 
überbaut. Seine Verehrung durch die Schiiten ist wegen seines als besonders tragisch 
empfundenen Todes im Vergleich zu Ali wenn nicht größer, so doch erheblich emotio­
naler. Schiiten glauben, daß die Pilgerfahrt zu den Gräbern von dreien der zwölf wich­
tigsten schiitischen Heiligen, der Imame, ihnen das Paradies sichert. Elf der Grabstätten 
finden sich im Irak. 
Über die Anfänge der Verehrung der beiden großen schiitischen Heiligen ist nur we­
nig bekannt. Immerhin muß die Bedeutung der beiden Städte als Zentren schiitischen 
Lebens so groß gewesen sein, daß sich die bedeutendsten schiitischen Gelehrten und 
Theologen nach der Zerstörung Bagdads durch die Mongolen im 13. Jahrhundert hier 
ansiedelten. Von dieser Zeit an entwickelten sich die beiden Städte zu den wichtigsten 
Orten schiitischer Gelehrsamkeit, in denen bis heute an zahlreichen Hochschulen und 
anderen Bildungseinrichtungen die bedeutendsten schiitischen Denker zumindest zeit­
weise gelernt und gelehrt haben. Hier fanden sich die größten Bibliotheken und die 
wichtigsten Verlagshäuser für schiitische theologische Literatur. Es hat vor allem in den 
beiden vergangenen Jahrhunderten einen gewissen Konkurrenzkampf um die geistige 
und intellektuelle Vorherrschaft zwischen den beiden Städten gegeben, in dem Najaf sich 
wohl schließlich durchsetzen konnte. Die für die gesamte schiitische Welt wichtigsten 
Rechtsgelehrten haben sich hier dauernd oder auch nur zeitweise niedergelassen, unter 
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ihnen auch der iranische Revolutionsführer, Ayatollah Khomei-
ni. Die lebhaftesten Diskussionen zwischen modernistischen und 
traditionalistischen Gelehrten fanden hier statt. In den 60er Jah­
ren des 20. Jahrhunderts gründeten hier junge schiitische Geistli­
che wie Muhammad Bakr al-Hakim Organisationen, die sich vor 
allem an junge Menschen wandten, um sie gegen die westlichen 
Ideologien wie Nationalismus und Sozialismus zu feien. Eine kri­
tische Grundhaltung und Ablehnung westlicher Dominanz hatte 
sich in Najaf schon in den 20er Jahren realisiert. Der Aufstand 
gegen die britische Besatzungsmacht, der als die «Revolution von 
1920» in die irakischen Geschichtsbücher einging, hatte von hier 
seinen Ausgang genommen und seine ideologische Grundlage 
gefunden. 
Im 14. Jahrhundert berichten Reisende auch von Ritualen, die mit 
den schiitischen Heilserwartungen verbunden sind. Man glaubte, 
daß der in der großen Verborgenheit lebende Mahdi in Kerbela 
oder Najaf erscheinen werde. Auf diese Vorstellung ist möglicher­
weise die geschilderte Begräbnispraxis zurückzuführen. Schiiten 
sind nämlich davon überzeugt, daß alle Gläubigen, die in der Nähe 
der Gräber von Ali oder Hussein bestattet sind, am Jüngsten Tag 
vor Gottes Richterthron durch die Vermittlung der beiden Heili­
gen Gnade finden und ins Paradies gelangen werden. 
Die Hoffnung auf die Auferstehung und ein seliges Leben nach 
dem Tod hat zu einer ganzen Anzahl von erstaunlichen, wenn 
auch nachvollziehbaren Praktiken geführt, die nur zum Teil von 
den großen religiösen Autoritäten der Schiiten gebilligt, aber 
dennoch von den Gläubigen durchgeführt werden. Dazu ge­
hört die Tendenz unter älteren Schiiten, sich in einer der beiden 
heiligen Städte anzusiedeln, wenn es ihnen irgendwie möglich 
ist. Dann können sie sicher sein, daß sie dort bestattet werden, 
nachdem sie die letzte Phase ihres Lebens mit dem Studium der 
heiligen Schriften des Islams und in der möglichst vollkomme­
nen Erfüllung ihrer religiösen Pflichten verbracht haben. Wem 
es nicht möglich ist, in Kerbela oder Najaf zu leben, der bemüht 
sich, seinen Leichnam dorthin überführen zu lassen. Daraus ist 
eine vielfältige Bestattungsindustrie erwachsen. Die Nachfrage 
nach Grabstellen ist gewaltig und die entsprechenden Kosten be­
trächtlich. Da eine Auflassung der Gräber nach einer bestimmten 
Zeitperiode nach einer großen Zahl islamischer Rechtsgelehrter 
nicht gestattet ist, nehmen die Flächen, die als Friedhöfe genutzt 
werden, immer weiter zu. Totengräber, Steinmetze und Perso­
nen, die mit den Begräbnisritualen zu tun haben, finden so ihr 
Auskommen. Ihre Tätigkeit wird zudem als religiös verdienstvoll 
angesehen. Die Limousinen mit den Särgen, die man auf ihrer 
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Fahrt nach Kerbela und Najaf sehen kann, gehören Leichentrans­
portunternehmen. Ihre riskante Fahrweise hängt aber nicht nur 
mit finanziellen Überlegungen zusammen, sondern auch mit der 
rechtlichen Vorschrift, daß die Toten möglichst noch vor Sonnen­
untergang des Sterbetages bestattet werden sollten. 

Totenkarawanen auf dem Weg nach Kerbela und Najaf 

Nicht nur die Leichen irakischer Schiiten werden nach Ker­
bela oder Najaf gebracht. Aus allen Regionen mit schiitischer 
Bevölkerung, vor allem aus dem benachbarten Iran gibt es die 
entsprechenden Transporte. In vielen Fällen kann dabei die Vor­
schrift der Bestattung der Toten bis Sonnenuntergang natürlich 
nicht beachtet werden. Die Bestattung auf den Friedhöfen der 
heiligen Städte wird in diesen Fällen als wichtiger angesehen. 
Immer wieder hat es auch schon in vergangenen Jahrhunderten 
Phasen gegeben, in denen es aus politischen Gründen und we­
gen militärischer Auseinandersetzungen den Schiiten außerhalb 
Mesopotamiens oder des Irak nicht möglich war, ihre Toten nach 
Kerbela oder Najaf zu bringen. Es konnte auch vorkommen, daß 
die Hinterbliebenen die Kosten für den Leichentransport nicht 
sofort aufbringen konnten und entsprechende Sparanstrengun­
gen unternehmen mußten. In solchen Fällen wurden die Toten 
gewissermaßen provisorisch bestattet, um später exhumiert und 
in die heiligen Städte im Irak gebracht zu werden. Sogenannte 
Totenkarawanen machten sich dann aus Nordindien oder dem 
Südlibanon und aus vielen anderen Regionen nach Kerbela und 
Najaf auf. Aus seuchenhygienischen Gründen wurden diese Ka­
rawanen immer wieder einmal verboten. Inzwischen haben sich 
auch hier moderne Transporttechniken entwickelt. Lokalhistori­
ker in Kerbela und Najaf weisen gerne darauf hin, daß mit den 
Totenkarawanen stets auch Nachrichten über politische und wirt­
schaftliche Entwicklungen, theologische Dispute und schlichter 
Klatsch und Tratsch transportiert wurden und die Bewohner der 
beiden Städte als die am besten informierten Menschen der ge­
samten schiitischen Welt zu betrachten waren. 
Vor allem reformerische schiitische Gelehrte haben in der ersten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts versucht, der Praxis der Totenkara­
wanen entgegenzuwirken und der Bestattung am Sterbeort oder 
in dessen Nähe das Wort zu reden. Die Exhumierung der Verstor­
benen sahen sie als eine Störung der Totenruhe an, die den Re­
geln des islamischen Rechts zuwiderläuft. Sie kritisierten ferner 
die mit den Transporten verbundenen Risiken der Verbreitung 
von Epidemien, hielten aber auch die Vorstellung von der durch 
den Begräbnisort garantierten Seligkeit für einen abzulehnen­
den Zug der schiitischen Volksreligion. Daraus ergab sich eine 
heftige Kontroverse, in die sich die großen Gelehrten allerdings 
nicht einmischten. Im Endeffekt konnten sich die reformerischen 
Kräfte nicht durchsetzen. Einer der Gründe für ihre Niederla­
ge in dieser Sache war, daß ihre Gegner sie mit den Wahhabiten 
verglichen. In der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts hatten diese 
von der Arabischen Halbinsel aus Kerbela und Najaf erfolgreich 
attackiert. Die wahhabitische Ideologie, die auch heute noch in 
Saudi-Arabien Staatsreligion ist, vertritt einen radikalen Mono­
theismus, der jede Form von Heiligenverehrung und Gräberkult 
als Polytheismus betrachtet und daher unerbittlich verfolgt. Bei 
ihren Angriffen hatten die Wahhabiten nicht nur die Grabmo­
scheen von Ali, Hussein und einigen anderen schiitischen Heili­
gen in Brand gesteckt, sondern auch die Friedhöfe von Kerbela 
und Najaf verwüstet. Die Erinnerung an diese Vorfälle weckt 
noch heute bei Schiiten in aller Welt Gefühle tiefer Erbitterung. 
Trotz mancher Veränderungen, die sich in den dogmatischen 
Vorstellungen der schiitischen Gelehrten und ihrer Anhänger in 
den letzten fünfzig Jahren ergeben haben, sind die Friedhöfe von 
Kerbela und Najaf für alle Schiiten weiterhin heilige Orte, deren 
Existenz durch Kritiker aus den eigenen Reihen nicht gefährdet 
werden darf. Schon das Betreten dieser Anlagen ist nur Schiiten 
gestattet. Geschieht dies, zumal durch Nicht-Muslime, wird dies 
von den Schiiten in ihrer Gesamtheit als ein schweres Sakrileg 
betrachtet. Peter Heine, Berlin 
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15 Jahre III. Polnische Republik - eine Bilanz 
Der verblichene Mythos der Solidarnośc­Bewegung 

Der Jahrestag hätte keinen würdigeren Rahmen finden können: 
Fünfzehn Jahre nach den Parlamentswahlen vom 4. Juni 1989, die 
der Solidarnośc­Fraktion einen überwältigenden Sieg über die 
bis dahin uneingeschränkt herrschende Vereinigte Sozialistische 
Arbeiterpartei Polens (PZPL) brachten und damit das Ende der 
kommunistischen Diktatur am 24. August 1989 mit der Wahl Ta­

deusz Mażowieckis einleiteten, äußerten sich sieben prominente 
Persönlichkeiten zu ihren Erfahrungen mit der III. Polnischen 
Republik. Es handelte sich um Lech Wałęsa,Tadeusz Mazowiecki, 
Bronisław Geremek, Leszek Balcerowicz, Karol Modzelewski, 
Tadeusz Pieronek und Andrzej Wajda. Die Warschauer Wochen­

zeitschrift «Polityka» veröffentlichte ihre Statements am 5. Juni 
2004 in Verbindung mit den Abbildungen der einstigen Staats­

lenker und Minister wie auch bedeutender Repräsentanten der 
polnischen Kultur und Politik nach 1989. 
In seinem Eingangsstatement beurteilt Lech Wałęsa, legendärer 
Gründer der unabhängigen Gewerkschaft Solidarnosc und erster 
Präsident der III. Republik Polen, seine politische Rolle als geisti­

ger Lenker der nachkommunistischen Gesellschaft: «Was ist aus 
dem Mythos der Solidarnosc geworden? Sie hatte zehn Millio­

nen Mitglieder, und jetzt hat sie nur noch eine Million oder sogar 
noch weniger, weil man nicht auf mich gehört hat. Wir haben die 
Solidarnosc als unser Monopol aufgebaut, das das kommunisti­

sche Monopol besiegen sollte.» 
In seinen weiteren Ausführungen bedauert er, daß die polnische 
Gesellschaft ihm bei der Entfaltung des demokratischen Pluralis­

mus nicht gefolgt sei. Das habe dazu geführt, daß sich weder die 
Linke noch die Rechte in der Parteienlandschaft profiliert hätten. 
Auch die Rolle der Solidarnosc als politische Kraft habe in den 
90er Jahren darunter gelitten, daß Marian Krzaklewski, als Nach­

folger von Wałęsa, seine Ratschläge nicht befolgt habe. Trotzdem 
setzt Wałęsa, wie nie zuvor auf die Fähigkeit seiner polnischen 
Landsleute. Er bescheinigt ihnen, daß sie in der Lage seien, «die 
Karre aus dem Dreck zu ziehen». 
«Der Pole kann das. Wir sind ein sehr fähiges Volk, nur hatten wir 
nicht die Möglichkeit dazu, denn der Kommunismus als krankes 
System hat uns gehemmt. Jetzt haben wir diese Möglichkeiten 
zurückgewonnen. Ich bin überzeugt, daß wir sie nach einer sol­

chen geschichtlichen Lektion nutzen werden. Mit unserem wider­

ständigen Charakter wird das allerdings besonders am Anfang 
sehr schwierig sein. Ich fürchte, daß wir ins Schlingern geraten, 
uns bald ein Referendum, bald irgend so einen Lepper (populisti­

scher Politiker, der gegen den Eintritt Polens in die EU ist, Anm. 
d. Verf.) oder andere Sachen ausdenken werden. Ich fürchte, daß 
uns das teuer zu stehen kommen wird. Aber je weiter wir kom­

men, desto besser wird es für uns laufen. Wir kommen langsam 
auf Touren.» 
Bei der Frage, wie denn der polnische Motor auf Touren kom­

men soll, setzt Wałęsa, auf die Innovationskraft und die Investiti­

onslust der ökonomisch denkenden jungen Unternehmer, die in 
Westeuropa und Amerika Erfahrungen und Kapital gesammelt 
haben und nach ihrer Rückkehr ihre Akzente setzen werden. Im 
Hinblick auf den nun einsetzenden ungebremsten Investitions­

schub bleibt er allerdings in seinem Urteil zwiespältig. Einerseits 
spricht er von einem «Investitionssturm», andererseits befürchtet 
er, daß in dem so schnell umstrukturierten Polen die Lebensqua­

lität sinkt, weil alles zubetoniert werde. 
Im Gegensatz zu den eigenwillig­emotionalen Äußerungen von 
Wałęsa, konzentriert sich die Bilanz des ersten Ministerpräsiden­

ten der III. Polnischen Republik und langjährigen Parteivorsit­

zenden der Freiheitsunion (Unia Wolności), Tadeusz Mazowiecki, 
auf eine konstruktive Darlegung der gegenwärtigen innen­ und 
außenpolitischen Schwierigkeiten Polens. Schon die erste Äuße­

rung läßt aufhorchen. Wenn er sich die gegenwärtige politische 
Situation seines Landes genauer anschaue, würde er die Wut des 

Marschalls Józef Piłsudski, Staatsgründer der II. Polnischen Re­

publik von 1918, auf den Sejm sehr gut verstehen. Piłsudski habe 
nämlich die Zusammenarbeit mit den parlamentarischen Vertre­

tern abgelehnt, weil diese unfähig gewesen wären, politisch zu 
handeln. Mazowiecki teilt die kritische Haltung des legendären 
Staatsgründers. Die Verwilderung der Debatten und der Mangel 
an Sorge um den Staat, die fehlende Verantwortung der politi­

schen Klasse hätten dazu geführt, daß die Gesellschaft sich an 
das niedrige Niveau der politischen Kultur gewöhne. Gleichzei­

tig durchlaufe Polen mit seinem Beitritt zur NATO und zur Eu­

ropäischen Union aber eine historisch unvergleichbar günstige 
Entwicklungsphase. Angesichts dieser Erfolge erfüllen ihn die 
innenpolitischen Vorgänge mit besonderer Bitterkeit. In diesem 
Zusammenhang wehrt er sich gegen die Vorwürfe, die Korruption 
und die Zerstrittenheit der politischen Parteien gingen auf das 
Konto einer mangelhaft durchgeführten Entkommunisierung in 
der ersten Regierungsperiode, in der Mazowiecki nach 1989 eine 
Politik des Schlußstrichs (gruba kreska) durchsetzte. 
«Das Wesen der Veränderungen bestand in einem friedlichen 
Übergang, was keine Straflosigkeit gegenüber den Schuldigen 
bedeutete. (...) Die Schwierigkeiten der Transformationszeit und 
die Enttäuschung über die mangelnde Qualität der politischen 
Kultur führten dazu, daß die Menschen diejenigen wählen, die 
goldene Berge versprechen, oder diejenigen, die sagen, daß sie 
Ordnung schaffen werden, sobald sie an der Macht seien. Gleich­

zeitig geben sie Anlaß zu der Vermutung, daß sie uns von der 
Demokratie in die Diktatur führen werden.» 
Auch die Gleichgültigkeit der Mehrheit der Polen gegenüber der 
europäischen Demokratie, wie sie unter anderem in der immer 
geringeren Wahlbeteiligung (20,4% bei den Europawahlen im 
Juni 2004) zum Ausdruck kommt, ärgert Mazowiecki. Er nennt 
als Ursachen dafür die hohe Arbeitslosigkeit (rund 19 %) und die 
wachsende Zahl der Deklassierten, die von dem gegenwärtigen 
wirtschaftlichen Aufschwung ausgeschlossen sind. Darum gelte 
es, das Vertrauen der Menschen in die Politik mit einem neuen 
Regierungsstil wiederzugewinnen. Anderenfalls sei die Wel­

le des Populismus nicht mehr aufzuhalten. Einen wesentlichen 
Beitrag dazu leiste auch die Medialisierung der Politik. Die Me­

dien sollten sich ihrer Verantwortung über die Meinungsbilder 
der polnischen Gesellschaft bewußt werden, ohne daß dabei die 
Selbstzensur wieder zur Wirkung komme. Auch sie müßten die 
Regeln politischer Kultur beachten. Denn wenn sich das «Gefühl 
der politischen Klugheit» nicht als ein Prinzip der freien Presse 
durchsetze, dann könnten Populisten wie Lepper aus der Partei 
der Selbstverteidigung, die mit der Unzufriedenheit der Bauern 
und der städtischen Unterschichten «Politik» machen, zum Tod 
der Demokratie in Polen beitragen. 

Außenpolitische Erfolge und wirtschaftliche Störfelder 

Die Zufriedenheit über die erreichten Ziele in der polnischen 
Außenpolitik, d.h. dert Beitritt Polens zur EU gemeinsam mit 
den baltischen Staaten und die Mitgliedschaft der NATO, teilt 
Mazowiecki mit Bronisław Geremek, Außenminister von 1997 bis 
2000 unter der Regierung von Jerzy Buzek. Polen sei deshalb so 
«gut verankert», so Geremek, weil seine Außenpolitik in den ver­

gangenen fünfzehn Jahren eine Reihe von Erfolgen erzielt habe. 
Zum Beispiel die Befreiung von der sowjetischen Herrschaft und 
die Auflösung des Warschauer Paktes wie auch des Rates für Ge­

genseitige Wirtschaftshilfe (RGW). Der erste wesentliche Schritt 
in Richtung Westeuropa sei die Unterzeichnung des Grenzver­

trages mit der Bundesrepublik Deutschland und des Vertrages 
über die Zusammenarbeit beider Staaten 1990 bzw. 1991 ge­

wesen. Auf diese Weise, so Geremek, «öffnete sich der Weg zur 
polnisch­deutschen Aussöhnung, zur politischen Partnerschaft 
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mit Deutschland (...) und zur Europäischen Union. Unabhängig 
von den Störungen, die zuweilen in den Beziehungen zwischen 
Polen und Deutschland auftreten, kann man diesen Prozeß der 
Aussöhnung als eines der politischen Wunder am Ende des 20. 
Jahrhunderts bewerten.» 
Aus der Sicht von Leszek Balcerowicz, Architekt der fundamen­
talen Wirtschaftsreform am Anfang der 90er Jahre und heutiger 
Präsident der Polnischen Nationalbank, zeichnet sich eine eigen­
willige Bilanz der fünfzehn Jahre ab. Seine Analyse, die den Cha­
rakter von Politikberatung und nüchterner Bilanz hat, zählt die 
Schwächen und Stärken der polnischen Wirtschaft auf. «Schwa­
cher Staat, stabile Preise», so müßte eigentlich der Titel seines Re­
sümees lauten. Obwohl er einleitend auf die «optimale Situation 
bei der Stabilität der Preise (trotz gegenwärtiger Inflationsraten 
von bis 3,5%) und der Konvertierbarkeit des Zlotys» verweist, 
sind seine zentralen Ausführungen der inneren Befindlichkeit 
von Staat und Gesellschaft gewidmet. Er lobt die Pluralität der 
Medien und die Effektivität der Verlage, die wichtige ausländi­
sche Publikationen blitzschnell übersetzen lassen, er kritisiert das 
Schulwesen, das zur Verfälschung der jüngsten Geschichte und 
zum Anwachsen des Populismus beitrage und fordert mehr poli­
tische Initiativen, um junge Leute mit Unternehmergeist im Lan­
de zu halten. Seine Bilanz vermittelt den Eindruck einer allmähli­
chen Aufwärtsbewegung, die im Schlußteil seiner Ausführungen, 
wo es um die exakte Wirtschaftsbilanz geht, wieder relativiert 
wird: «... wir registrieren gewaltige positive Veränderungen. Aber 
wir haben weiterhin entschieden zu hohe öffentliche Ausgaben, 
die 47 % des Bruttosozialeinkommens erreichen. Die Folge da­
von sind hohe Steuern und dazu ein gewaltiges Haushaltsdefizit. 
Die öffentlichen Finanzen sind marode, was eines der Krank­
heitssymptome des polnischen politischen Systems darstellt. (...) 
Ein weiteres Problem, mit dem wir kämpfen müssen, ist die über­
mäßige rechtliche Regulierung einiger Wirtschaftsbereiche. Das 
betrifft im hohen Maße den Arbeitsmarkt. Fast in jedem Produk­
tionsbereich werden Arbeitsverträge abgeschlossen. In einer Si­
tuation, da es in diesem Bereich zu rigide und unklare Vorschrif­
ten gibt, kann sich das nur schlecht auf die Wirtschaft auswirken. 
Solche Deformationen des Arbeitsrechts sind eine der Ursachen 
für die hohe Arbeitslosigkeit und die niedrige offizielle Beschäf­
tigungszahl.» 
Wie sich die gegenwärtige Arbeitsmarktsituation unter anderem 
auch auf die soziale Zusammensetzung der polnischen Gesell­
schaft, ausgewirkt hat, zeichnet der Historiker und Mit­Gründer 
der Solidarnosc, Karol Modzelewski, in seiner Bilanz nach. Er 
geht davon aus, daß die scharfe Trennung zwischen «wir», d.h. die 
Gesellschaft, und «się», d.h. der Staat, weiterhin vorhanden ist. 
Der Grund dafür sei in dem Mangel an einem Gefühl für Partizi­
pation zu suchen, in einer gesellschaftlichen Teilnahmslosigkeit, 
die in der massenhaften Abwesenheit bei den Wahlen zum Aus­
druck käme. 
«Die Menschen haben den Eindruck, daß die politischen Par­
teien sich ausschließlich mit sich selbst beschäftigen. Die gesell­
schaftliche Akzeptanz der politischen Klasse hat sich im Laufe 
der letzten 15 Jahre systematisch zu ihren Ungunsten verändert. 
Das wäre sicherlich anders, wenn wirtschaftliches Wachstum in 
breiten Kreisen der Gesellschaft spürbar wäre. Aber alles deutet 
daraufhin, daß das noch nicht eingesetzt hat.» 

Die Katholische Kirche und der Zerfall der Hochkultur 

Im Gegensatz zu diesen, eine eher düstere Situation schildernden 
Berichten erweist sich die Bilanz der Beziehungen zwischen dem 
polnischen Staat und der Katholischen Kirche aus der Sicht des 
Bischofs Tadeusz Pieronek,Vorsitzenâer der Kirchlichen Konkor­
datskommission und Professor für kanonisches Recht in Krakau, 
als überwiegend positiv. Die Kirche habe sich nach dem ersten 
Versuch der Einmischung in die Politik im Jahre 1991 zurück­
gehalten, sie habe eine kritische Haltung gegenüber dem ersten 
Präsidenten, Lech Wałęsa, eingenommen, und im Streit um die 
damalige polnische Verfassung habe sie mit der Akzeptanz der 

Autonomie von Staat und Kirche eine «beruhigende Position» 
in der Gesellschaft erreicht. Nur im Falle der angestrebten Zi­
vilgesellschaft habe sie viel zu wenig geleistet. VielleichHiege es 
daran, daß die Kirche die Mechanismen der Demokratie in Staat 
und Gesellschaft nicht ausreichend verstehe, mehr noch: Die Bi­
schöfe hätten ein moralisches Problem damit, daß die ehemali­
gen Kommunisten die Demokratie aufbauten. Außerdem gäbe 
es Bischöfe, die die Gesetzgebung nicht akzeptierten, weil diese 
«nicht der Wahrheit der Kirche entspricht», doch, so Pieronek, 
wenn man die Demokratie akzeptiere, müsse man Widerwillen 
oder Widerstand gegen alles, was passiere, überwinden. 
Und wie äußert sich ein Prominenter über die Situation in der 
polnischen Kulturlandschaft? Der weltweit anerkannte Filmregis­
seur Andrzej Wajda beginnt seine Bilanz mit einem ernüchternden 
Blick auf eine transformierte Gesellschaft, die sich weitgehend 
von der Hochkultur abgewendet habe: «Polen ist ein kulturelles 
Land, aber sicherlich kein zivilisiertes. Wir befinden uns mitten im 
Prozeß der Transformation, aber er ist ohne Auswirkung im Kino, 
Theater und in der Literatur geblieben. Wir erweisen uns als ratlos 
gegenüber der Wirklichkeit. Wie kommt das?» 
Die engagierten polnischen Kulturträger, die mit ihren Werken 
die Rückbesinnung auf nationale Werte und die Forderung nach 
Zivilcourage ­ trotz Zensur und Repressionen ­ eingeklagt hät­
ten, seien am Ende der 80er Jahre einem Irrtum aufgesessen. 
Sie hätten ihre Gesellschaft idealisiert, doch diese habe sich ver­
ständlicherweise im Augenblick der Freiheit unter dem Druck 
der ökonomischen und gesellschaftlichen Transformation auf 
den täglichen Überlebenskampf konzentriert. Die Folge davon 
sei, daß die Hochkultur ihren privilegierten Platz verloren habe. 
Doch nicht das weitere Schicksal der einzelnen Kunst­ und Lite­
raturbereiche beunruhigt Andrzej Wajda, sondern das Verhalten 
der polnischen Wähler in den letzten zehn Jahren. 
«Ich habe den Eindruck, daß die Wähler ihre Stimme den Schlitz­
ohren und Gaunern in der Überzeugung geben, daß nur sie in 
der Lage sind, sie zu verteidigen. Kein Wunder, daß in der letzten 
Zeit turnusgemäße Regierungen ­ egal ob sie rechts oder links 
ausgerichtet sind ­ von der politischen Bühne mit dem Makel 
der Schande abtreten, aber wunderlicherweise kommen immer 
wieder Politiker auf die Bühne zurück, politisch neu eingefärbt, 
aber mit ungeklärten Korruptionsaffären und schwebenden Ver­
fahren. In den Wahlen werden sie aber wieder gewählt. Diese Tat­
sache erscheint mir sehr merkwürdig und erfüllt mich mit Trauer. 
Ist das immer noch dieselbe Gesellschaft, an deren großem, von 
Solidarität erfülltem Erwachen ich beteiligt war?» 

Eine ausgehöhlte Demokratie 

Seit Ende der 1990er Jahre verstärkt sich in der Fachpresse die 
Kritik an dem derzeitigen Zustand der polnischen Demokratie. 
Wie dramatisch die Situation eingeschätzt wird, hatte Marcin 
Król, Politologe und Herausgeber der renommierten Zeitschrift 
«Nowa Res Publica», bereits in einem Artikel über die Lage Po­
lens am Rande Europas aus dem Jahr 2000 skizziert. Mit dem 
Ruf: «Bürger ganz Polens, vereinigt euch! ... Vereinigt Euch auf 
der Grundlage Eurer persönlichen Freiheit und Eurer Vernunft, 
denn das sind die besten Grundlagen für eine Erneuerung des po­
litischen Lebens.», warnte er seine Landsleute davor, ihre Proble­
me weiterhin den Berufspolitikern zu überlassen. Man müsse sie 
in Pension schicken, mit einer Rente, wie sie der Durchschnitts­
bürger erhält, denn mehr hätten sie nicht verdient. Welchen Aus­
weg sieht er aus dem Dilemma? Man solle Institutionen nach 
dem Vorbild der Solidarność oder der Bürgerkomitees gründen, 
auf jeden Fall könnte die Demokratie allein durch freie Bürger 
gestärkt werden. Doch dazu bedürfe es «einer neuen öffentlichen 
Debatte, neuer politischer Parteien und neuer Prinzipien der öf­
fentlichen Moral.» 
Daß solche Forderungen berechtigt sind, verdeutlichen auch die 
Einschätzungen des innenpolitischen Klimas in den neuesten 
Werken zur polnischen Zeitgeschichte nach 1989, wenngleich die­
se zu unterschiedlichen Ergebnissen gelangen. Während Antoni 
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Dudek erstaunlicherweise zu dem Urteil kommt, daß das «in un­

serem Land herrschende System der liberalen Demokratie wei­

terhin von vielen Polen akzeptiert wird»1­ spricht Wojciech Rosz­

kowski von tiefen Spuren einer Korruption, die die staatlichen 
Strukturen nach dem Korruptionsskandal um Lew Rywin schwer 
in Mitleidenschaft gezogen haben.2 

Mit dem Blick auf solch unterschiedliche Positionen liegt es nahe, 
nach den historischen Ursachen für den derzeitigen Zustand der 
polnischen Demokratie zu suchen. Daß sie viel tiefer als ange­

nommen liegen und etwas mit der Bedeutung und Legitimität 
der staatlichen Institutionen zu tun haben, verdeutlicht Zdzisław 
Krasnodębski. Er beklagt ­ unter Hinweis auf zahlreiche publi­

zistische Berichte ­ den innenpolitischen Zustand der Republik 
Polen. Vor allem das polnische Parlament, der Sejm, sei ein Ort 
der Aggressivität, Intoleranz und allgemeinen Ignoranz gewor­

den, wo Politiker nur an persönliche Bereicherung und an ihr 
privates Wohl denken. Während in sog. gesunden Demokratien 
solche Handlungsweisen strafbar seien, werde dies in Polen oft 
als eine Manifestation von Unternehmergeist und politischem 
Geschick betrachtet. Die Presse sei auf Grund von Manipulatio­

nen keine freie Stimme der Gesellschaft mehr, so wie auch das 
staatliche Fernsehen zu einem Sprachrohr der Regierung gewor­

den sei. Auf der Suche nach den Ursachen für diesen allseitig be­

klagten Zustand kritisiert Krasnodębski die Auswirkungen eines 
in Polen verwässerten und dogmatisierten Liberalismus. Nach 
seiner Ansicht ist er «eher ein politisches Programm,... eine po­

litische Religion geworden, wo die politischen Entscheidungen 
und Programme sich von selbst in absolute moralische Gesetze 
verwandelten. Für diejenigen, die sich diesem Modell verschrie­

ben, d. h. die Mehrheit der polnischen Intelligenz, ist jede Diskus­

sion oder jegliche Infragestellung dieses Modells eine Ketzerei 
geworden.»3 

Dieser Liberalismus, so Krasnodębski, sei stark von der Furcht 
vor einem Fundamentalismus beeinflußt, der die Polen daran 
hindere, eine für ihr Land passende Theorie eines demokrati­

schen Liberalismus zu entwickeln. Außerdem gebe es eine Angst 
vor dem Nationalismus, der eine offene Diskussion über Tradi­

tionen, kommunale Identität und kollektives Gedächtnis verhin­

dere. Mehr noch: Der «Wunsch, die ehemaligen Kommunisten 
in das politische Leben des Landes zu integrieren, ging Hand in 
Hand mit dem Verzicht, von ihnen eine Rechenschaft abzufor­

dern und somit zwischen Wahrheit und Lüge zu differenzieren.»4 

Der polnische Liberalismus habe auch der Herausbildung von 
nationaler Identität und dem kollektiven Gedächtnis keine Auf­

merksamkeit gewidmet, er sei darüber hinaus, im Gegensatz zum 
westeuropäischen Liberalismus, der die Machthaber stets heftig 
kritisiere, von einem tiefen Mißtrauen gegenüber einer augen­

scheinlich unreifen Gesellschaft erfüllt. 
Welche Rezepte zur Gesundung des liberal «verseuchten» politi­

schen Denkens in Polen bietet Krasnodębski an? Es geht ihm um 
die Wiederherstellung des sich selbstorganisierenden Bürgers in 
einer res publica, die auf Traditionen des späten 18. Jahrhunderts 
zurückgreifen müsse, und um die Anknüpfung an den republika­

nischen Geist der Solidarnosc­Bewegung aus den frühen 1980er 
Jahren. Seine Abrechnung klingt wie ein Abgesang auf den pol­

nischen Liberalismus: «<Der polnische Liberalismus) hat seine 
Argumente ausgeschöpft. Seine Symbolik reicht nicht mehr aus. 
Er ist nicht in der Lage, mit den neuen Herausforderungen zu­

rechtzukommen ... Sicherlich verschwindet er nicht sofort, nicht 
nur deshalb, weil er sich gleichermaßen auf wichtige Prinzipien 
und authentische Werte beruft, sondern auch deshalb, weil er zu 
nützlich für die neuen Eliten ist. Trotzdem hört er auf, ein Pa­

radigma des Nachdenkens über Polen zu sein. Sein Monopol ist 
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zerbrochen. Es ist offensichtlich, daß eine andere Philosophie des 
öffentlichen und politischen Lebens notwendig geworden ist.»5 

Kurs auf Europa 

Ob eine solche «Philosophie» aus den Denkfundamenten einer 
konservativen Kritik am Zustand der polnischen Republik über­

haupt entstehen kann, ist angesichts der gewaltigen Dimensionen 
des Bestechungsskandals um Lew Rywin in den Jahren 2001­2003 
in Polen zu bezweifeln. Bei diesem Korruptionsskandal ging es 
um eine Summe von 17,5 Millionen Dollar, die die postkommu­

nistische Koalitionsregierung über eine Firma mit dem Agenten 
Rywin erhalten sollte, wenn sie ihren Beschluß, das Gesetz über 
die Konzentration der Medien zu stoppen, zurücknehmen würde. 
Der Korruptionsskandal war nach einem Interview, das Adam 
Michnik, Chefredakteur der renommierten Tageszeitung «Ga­

zeta Wyborcza» mit Lew Rywin geführt hatte, aufgedeckt wor­

den. Doch die politische Öffentlichkeit in Polen hatte die dreiste 
Korruptheit ihrer gewählten Volksvertreter fast ohne Reaktion 
hingenommen. 
Reiht sich unser Nachbarland nunmehr auch in die Reihe der kor­

rupten Demokratien ein, in denen die Bürger sich immer mehr von 
ihren «Volksvertretern» abwenden? Hilft in dieser Situation eine 
raschere «Verwestlichung» der Demokratie, wie es. die liberalka­

tholische Wochenzeitschrift «Tygodnik Powszechny» (Krakau) 
im Marz 2003 vorschlug? Es ist ein Vorschlag, der mit dem Blick 
auf das Präsidialsystem der USA sicherlich ebenso wenig hilf­

reich erscheint wie die programmatischen Vorstellungen von der 
polnischen Staatsvernunft und der westlichen Zivilisation, wie sie 
der polnische Philosoph Bogusław Wolniewicz (Philosophie und 
Werte, Warschau 2003) entwickelt hat. Seine programmatischen 
Visionen enthalten neben einer Reihe von allgemeinen außen­

und innenpolitischen Zielen (konsequenter Pro­Amerikanismus, 
kompromißlose Unterstützung der Bekämpfung des Terrorismus, 
gesundes Finanzsystem, politische Vernunft der Parteien, positive 
Parteienprogramme) auch spezifische europäische Vereinigungs­

thesen. Unter ihnen sind besonders die «zivilisatorische Perspek­

tive» und der «Beitritt Polens zur Europäischen Union im Guten 
und im Bösen» zu erwähnen. Eine empfehlenswerte Perspektive, 
so Wolniewicz, sei das Bemühen darum, «wie man den gemeinsa­

men europäischen Groschen nicht vergeudet, und wie man im ei­

genen Land <europäische> Lebensbedingungen für die folgenden 
Generationen schaffen kann und alles das beseitigen kann, was 
die Hauptquelle unseres Elends ist: unsolide Wirtschaft, rechts­

staatliche Unordnung und Prozessierungssucht. Wenn wir uns 
diesen Herausforderungen nicht stellen, dann droht uns wahr­

haftig die Position eines europäischen Aussätzigen: einer Kolonie 
des ausländischen Kapitals, eines Reservoirs <illegaler> billiger 
Arbeitskraft und eines Lagerplatzes fremder Industrieabfälle.» 
Welche Hilfestellung kann die Europäische Gemeinschaft ange­

5 Ders., Demokratie an der Peripherie. Danzig 2003, S. 302. 
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